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Potsdam, /j .l 2.2020  
Raststätte Havelseen 

Sehr geehrte Frau Beckedorf, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

Herr Minister Beermann dankt Ihnen für Ihre E-Mail vom 1, Dezember 2020 und bat 
die Fachabteilung um Beantwortung, 

Sie fordern in Ihrer Mail im Namen der Bürgerinitiative Potsdamer Norden zur Ein-
stellung des Planfeststellungsverfahrens zum Vorhaben Raststätte Havelseen auf, 
da die Einbeziehung der vor Ort Betroffenen wie auch der Naturschutzverbände in 
die Planung mangelhaft gewesen sei. Zudem erfülle das Vorhaben nicht die heuti-
gen Anforderungen an die Nachhaltigkeit. 

Zunächst möchte ich Ihnen zum Verfahrensstand mitteilen, dass der Antrag auf 
Einleitung des Planfeststellungsverfahrens am 10.11.2020 bei der Planfeststel-
lungsbehörde eingegangen ist. Daraufhin hat die Planfeststellungsbehörde, das 
Landesamt für Bauen und Verkehr, die Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen 
geprüft und bereitet im Anschluss die Veröffentlichung der Unterlagen durch Ausle-
gung vor. 

Die vorzeitige Einstellung des Verfahrens wegen der von Ihnen genannten Gründe 
wird nicht beabsichtigt, da sich das Planfeststellungsverfahren gerade der von 
Ihnen erklärten Kritikpunkte annehmen wird. Das Planfeststellungsverfahren nach 
§ 1 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg) in Verbindung mit den §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) verfolgt den Zweck, die zuständige Zulassungsbehörde in die Lage zu ver-
setzen, die betroffenen Belange erforschen und sachgerecht bewerten zu können. 
Der besondere Schwerpunkt liegt gerade in der umfassenden Beteiligung von Bür-
gern, deren private Belange durch das Vorhaben betroffen sind, und der Beteiligung 
von Behörden, deren öffentlich-rechtlicher Aufgabenbereich durch das Vorhaben 
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berührt wird. So dient sie der Informationsgewinnung und dem Schutz der Betroffe-
nen. 

Auch den anerkannten Naturschutzvereinigungen kommt im Planfeststellungsver-
fahren eine besondere Bedeutung zu. Im Verfahren werden zudem Alternativen ge-
prüft und bewertet. Ergebnis des Verfahrens kann daher auch sein, dass dem Vor-
habenträger Auflagen erteilt werden oder das Vorhaben sogar abgelehnt wird. Die 
Planfeststellungsbehörde besitzt daher eine besondere Unabhängigkeit. 

Die Errichtung neuer Infrastrukturen geht immer mit der Beeinträchtigung vorhan-
dener Habitate einher, gleichwohl soll gerade das Planfeststellungsverfahren mit 
seinem besonderen Beteiligungsverfahren zu einer abgewogenen Entscheidung 
führen, sodass die Beeinträchtigungen möglichst gering bleiben. Ich möchte Sie 
daher auffordern, sich am Anhörungsverfahren mit Ihren betroffenen Belangen zu 
beteiligen, sodass die Erkenntnisgrundlage der Planfeststellungsbehörde eine Ba-
sis für eine allseits abgewogene Entscheidung darstellen kann. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

E. Neumann  
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